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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das 
Versorgungssicherungsgesetz 1992 geändert 
wird, Begutachtung; 

Stellungnahme zu GZ: 2026-0.053.939  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 20. Jänner 2026 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie 

folgt Stellung genommen: 

 

Zu Art. 1 Kompetenzdeckungsklausel 

 

Der Entwurf sieht eine befristete Kompetenz des Bundes zur Gesetzgebung und Vollziehung durch 

unmittelbare Bundesbehörden bis 31. Dezember 2036 vor. Eine derart lange Frist erscheint aus Sicht 

des Landes Wien nicht nachvollziehbar und wird abgelehnt.1 Die Befristung sollte jedenfalls auf die 

Dauer der aktuellen Legislaturperiode beschränkt werden. Tiefgreifende Kompetenzverschiebun-

gen zwischen dem Bund und den Ländern sollten dem Projekt „Reformpartnerschaft“ zur Neurege-

lung von Kompetenzen vorbehalten bleiben. 

 

Zu § 7 Abs. 5 

 

Die neue Bestimmung des § 7 Abs. 5 regelt Ersatzpflichten des Staates. Bei der Ermittlung des Um-

fangs bzw. der Höhe des Ersatzes für wirtschaftliche Nachteile stellt der Entwurf auf das durch-

schnittliche Preisniveau der letzten 12 Monate ab. Dies erscheint zu unbestimmt. Der Gesetzgeber 

sollte klarstellen, dass Ersatzzahlungen keinesfalls über den Herstellungskosten bzw. im Falle von 

Waren, die zugekauft wurden, über den historischen Anschaffungspreisen liegen dürfen. 

 

Abschließend wird angeregt, auch im Versorgungssicherungsgesetz 1992 eine Regelung vorzuse-

hen, die es ermöglicht, Sitzungen der jeweiligen Bundes- bzw. Landesausschüsse gemeinsam abzu-

 
1 In der Vergangenheit wurden idR kürzere Fristen vorgesehen, vgl. z.B. BGBl Nr.: 380/1992 vom 30. Juni 1992 Kompetenzdeckung bis 31. Dezember 1995, BGBl 

Nr.: 836/1995 vom 21. Dezember 1995 Kompetenzdeckung bis 31. Dezember 1996 und BGBl Nr.: 790/1996 vom 30. Dezember 1996 Kompetenzdeckung bis 

31. Dezember 1998. Auch im Zuge der weiteren Novellierungen finden sich ähnliche Fristen bzw. 5-Jahres-Fristen. Eine Ausnahme bildet lediglich die letzte Novelle 

BGBl. I Nr.: 94/2016, die eine Kompetenzdeckung bis 31. Dezember 2026 normiert. 
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halten. Auf die geplante Regelung im Lebensmittelbewirtschaftungsgesetz 1997 (§ 18 Abs. 4) wird 

verwiesen. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag.a Sylvia Bukovacz, LL.M. 

Obersenatsrätin 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 64 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53  

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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